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Mitwirkend Kantonsgerichtsvizepräsidentin Daniela Pérez-Steiner,
Kantonsrichterinnen Annelies Inglin und Viviane Liebherr,
Gerichtsschreiber Mathis Bösch.

In Sachen A.________ GmbH,
Privatklägerin und Beschwerdeführerin,
vertreten durch Rechtsanwältinnen B.________ und/oder C.________,

gegen

1. Staatsanwaltschaft, 3. Abteilung, Postfach 128, 8832 Wollerau,
Strafverfolgungsbehörde und Beschwerdegegnerin,
vertreten durch Staatsanwältin D.________,

2. E.________,
Beschuldigter und Beschwerdegegner,

betreffend Nichtanhandnahme Strafverfahren
(Beschwerde gegen die Verfügung der Staatsanwaltschaft vom 17. März 
2026, SU 2026 472);-

hat die Beschwerdekammer,
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nachdem sich ergeben und in Erwägung:

1. Die A.________ GmbH kündigte E.________ wegen Nichterfüllung sei-
ner arbeitsrechtlichen Pflichten, insbesondere seiner Rechenschafts- und 
Herausgabepflicht, per 17. Dezember 2025 fristlos. Am 16. Januar 2026 er-
stattete sie gegen ihn Strafanzeige mitsamt Strafantrag wegen versuchter 
Nötigung und Verleumdung, eventualiter übler Nachrede. Der Beschuldigte 
habe ihr mit E-Mail vom 23. Dezember 2025 an deren Anwältinnen (U-
act. 8.1.008 = KG-act. 1/3) illegale Verleihstrukturen und fragwürdige Ge-
schäftspraktiken unterstellt und dies den Aufsichtsbehörden zu melden ange-
droht, falls sie ihm bis zum Folgetag keinen Vergleichsvorschlag zur vollum-
fänglichen Bereinigung seiner angeblichen arbeitsrechtlichen Ansprüche un-
terbreite (angef. Verfügung E. 1; U-act. 8.1.001). Die Staatsanwaltschaft nahm 
mit Verfügung vom 17. März 2026 keine Strafuntersuchung anhand. Dagegen 
erhob die Strafantragstellerin rechtzeitig Beschwerde an das Kantonsgericht. 
Sie beantragt, die angefochtene Nichtanhandnahmeverfügung aufzuheben 
und die Staatanwaltschaft anzuweisen, eine Strafuntersuchung zu eröffnen, 
sie als Privatklägerin zuzulassen und ihr Parteirechte zu gewähren. Der Be-
schuldigte beantwortete die Beschwerde ohne Antrag (KG-act. 4). Die Staats-
anwaltschaft beantragt unter Verweis auf die Erwägungen der angefochtenen 
Verfügung und zusätzlichen Anmerkungen, die Beschwerde kostenpflichtig 
abzuweisen (KG-act. 5). Die Beschwerdeführerin unterbreitet der Beschwer-
dekammer ihre Gegenbemerkungen (KG-act. 7), wozu die Staatsanwaltschaft 
(KG-act. 9) und der Beschuldigte (KG-act. 10) Stellung nahmen. Dazu liess 
sich die Beschwerdeführerin nochmals am 28. Mai 2026 vernehmen (KG-
act. 14). Daraufhin (KG-act. 15) gingen keine weiteren Eingaben ein.

2. Die Nichtanhandnahme eines Ehrverletzungssachverhalts ist nicht ange-
fochten. Die Beschwerdeführerin hält aber daran fest, dass der Beschuldigte 
sie unter Androhung ernstlicher Nachteile zu einem bestimmten Verhalten 
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veranlassen wollte. Das öffentlich-rechtliche Aufsichtsverfahren stünde mit 
dem Abschluss eines Vergleichs in einem zivilrechtlichen Verfahren in keinem 
sachlichen Zusammenhang (KG-act. 1 Fazit Rz 51).

a) Den als Nötigungsversuch verzeigten Sachverhalt hält die Staatsanwalt-
schaft nicht für strafrechtswidrig: Die der Strafanzeigeerstatterin in der E-Mail 
vom 23. Dezember 2025 unterstellten Unregelmässigkeiten würden in einem 
sachlichen Zusammenhang mit der beruflichen Tätigkeit des Beschuldigten 
und der daraus entstandenen arbeitsrechtlichen Streitigkeit stehen und des-
sen Anregung eines Vergleichs sei ein übliches und legitimes Mittel zur Streit-
beilegung (angef. Verfügung E. 3). Diese Begründung überzeugt indes nur 
insoweit, als der Beschuldigte in der inkriminierten E-Mail auf eine Löschung 
von Daten auf seinen Arbeitsgeräten hinwies. Indes legt er mit dem damit ein-
hergehenden Vorwurf der Beweisvereitelung und der Androhung, angeblich 
„gesetzwidrige Zustände“, „illegale Verleihstrukturen“ und fragwürdige „Ge-
schäftspraktiken“ an die Aufsichtsbehörden zu melden, nahe, Auflagen im 
Personalverleih instrumentalisieren zu wollen. Deren Verknüpfung mit der 
Forderung eines Vergleichsvorschlags zur Erledigung der arbeitsrechtlichen 
Streitigkeiten nach der fristlosen Kündigung erscheint von Vornherein nicht 
ohne Weiteres als gerechtfertigt. 

b) Indes wies der Beschuldigte nur auf die Möglichkeit hin, an die Auf-
sichtsbehörden zu gelangen und Informationen zu angeblich „gesetzwidrigen 
Zuständen“, „illegalen Verleihstrukturen“ und fragwürdigen „Geschäftsprakti-
ken“ zu übermitteln (KG-act. 1 Rz 30). Ob überhaupt und welche Tatsachen er 
zum Gegenstand einer solchen Meldung machen könnte, lässt sich der inkri-
minierten E-Mail nicht entnehmen. Allgemeine Informationen an die Aufsichts-
behörden, die sich in bloss pauschalen Behauptungen gesetzeswidriger Zu-
stände, illegaler Verleihstrukturen und fragwürdiger Geschäftspraktiken er-
schöpfen und keine konkreten Sachverhalte beinhalten, sind jedoch keine 
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tatbestandsmässigen Androhungen ernstlicher Nachteile (Art. 181 StGB). So-
weit die Beschwerdeführerin auf die Möglichkeit strafrechtlicher Sanktionen 
hinweist (Art. 39 AVG/SR 823.11; ebd. Rz 31), legt sie nicht dar und ist nicht 
ersichtlich, dass der Beschuldigte ihr in der E-Mail mit der Mitteilung von kon-
kreten Sachverhalten gedroht hätte, aufgrund deren sie mit ernstlichen Nach-
teilen, geschweige denn strafrechtlichen Sanktionen rechnen müsste. Man-
gels individualisierter Androhungen ernstlicher Nachteile kann nicht beurteilt 
werden, ob die in Aussicht gestellten allgemeinen Mitteilungen geeignet sind, 
besonnene Personen in der Lage der Beschwerdeführerin gefügig zu machen. 
Soweit die Beschwerdeführerin der Staatsanwaltschaft fehlende Beweiserhe-
bungen vorwirft, verkennt sie, dass bei einer Nichtanhandnahme grundsätzlich 
keine weitergehenden Untersuchungshandlungen vorzunehmen sind. Insofern 
obliegt es der Strafanzeige erstattenden Beschwerdeführerin hinreichende 
Anhaltspunkte für den Anfangsverdacht strafbaren Verhaltens, mithin das Vor-
liegen konkreter ernstlicher Nachteile darzutun (vgl. BEK 2025 176 und 177 
vom 28. April 2026 E. 3a m.H.). Dass sie dem Beschuldigten zutraut, entspre-
chend konkretisierte, allenfalls sogar falsche Anschuldigungen zu erheben, 
vermag die Einleitung eines Strafverfahrens noch nicht zu rechtfertigen. Im 
Ergebnis ist daher nicht zu beanstanden, dass die Staatsanwaltschaft keine 
Strafuntersuchung anhand nahm. 

3. Aus diesen Gründen ist die Beschwerde im Ergebnis mit teilweiser Be-
gründungssubstitution (vgl. oben E. 2b) abzuweisen. Auf die Erhebung der 
Kosten wird verzichtet, nachdem die Begründung der angefochtenen Verfü-
gung betreffend das Offizialdelikt der Nötigung substituiert wurde;-
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beschlossen:

1. Die Beschwerde wird im Sinne der Erwägungen abgewiesen.

2. Die Kosten des Beschwerdeverfahrens werden nicht erhoben und der 
Beschwerdeführerin wird die geleistete Sicherheit von Fr. 1’500.00 aus 
der Kantonsgerichtskasse zurückbezahlt.

3. Gegen diesen Entscheid kann innert 30 Tagen seit Zustellung nach 
Art. 78 ff. des Bundesgerichtsgesetzes (BGG) Beschwerde in Strafsa-
chen beim Bundesgericht in Lausanne eingereicht werden. Die Be-
schwerdeschrift muss den Anforderungen von Art. 42 BGG entsprechen.

4. Zufertigung an die Rechtsvertreterinnen der Beschwerdeführerin (2/R), 
den Beschuldigten (1/R) und die Staatsanwaltschaft (1/A an die 3. Abtei-
lung und 1/R an die Amtsleitung/zentraler Dienst) sowie nach definitiver 
Erledigung an die 3. Abteilung der Staatsanwaltschaft (1/R mit den Ak-
ten) und die Kantonsgerichtskasse (1/ü im Dispositiv).

Namens der Beschwerdekammer
Die Kantonsgerichtsvizepräsidentin Der Gerichtsschreiber

Versand 27. Juli 2026  amu


